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Vorwort  

Die Senkung des Energieverbrauches sowie die 
Erhöhung der Energieeffizienz ist ein wichtiges 
Ziel der Thüringer Landesregierung, insbeson-
dere bei der Bewirtschaftung der selbst genutz-
ten Liegenschaften. Verankert wurde dieses 
Ziel auch in der „Energie- und Klimastrategie 
Thüringen 2015“. 

Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und 
umweltfreundliche Energieanwendung erzeugen 

ein Spannungsfeld, in dem Liegenschaftsnut-
zer, Bauverwaltung und das Liegenschaftsma-
nagement aufgefordert sind, den Liegen-
schaftsbestand sparsam und umweltfreundlich 
zu bebauen, zu nutzen und zu bewirtschaften. 

Wirtschaftliche Maßnahmen hierfür zu empfeh-
len, einzuleiten und ggf. auch zu gestalten ist 
eine Aufgabe der Zentralen Betriebsüberwa-
chungsstelle im Thüringer Liegenschaftsmana-
gement. In diesem Sinne kann der vorliegende 
Energiebericht unser aller Bewusstsein als E-
nergienutzer für einen sparsamen Umgang mit 
Energie und Rohstoffen und unser Streben 
nach Klima- und Umweltschutz sowie einer res-
sourcenschonenden Energieversorgung sensibili-
sieren und fördern. 

 

Dr. Wolfgang Voß 

 

Thüringer Finanzminister 
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Einleitung 1 
Der vorliegende Energiebericht 2010 der Zent-
ralen Betriebsüberwachungsstelle (ZBÜ) im Thü-
ringer Liegenschaftsmanagement (THÜLIMA) 
dokumentiert die Verbrauchs- und Kostenent-
wicklung für Wärme, Elektroenergie und Trink-
wasser für die vom Land und vom zivilen Bund 
in Thüringen genutzten Immobilien. In diesem 
Zusammenhang werden auch die bei der Ener-
gienutzung entstehenden Emissionen und     
deren  Entwicklung  dargestellt.  

liegt in den Betriebskostenabrechnungen für die 
in diesem Bericht mitbetrachteten vom Land 
bzw. vom zivilen Bund angemieteten Immobi-
lien. Dieser Bericht schließt lückenlos an den 
vorausgegangenen Berichtszeitraum 2000-
2004 an. 

Wie bereits im Energiebericht 2005/06, wird 
auch hier die Entwicklung über die vergange-
nen 5 Jahre dargestellt. Eine konsequente jähr-
liche Datenerhebung und ein effizientes Daten-
Qualitätsmanagement war die Voraussetzung 
dafür. 

Der hier vorliegende Energiebericht gibt auch 
einen kleinen Einblick in die Arbeit der ZBÜ. Die 
ZBÜ ist im Freistaat die zuständige zentrale 
Stelle für die Energiebuchhaltung (Energiecont-
rolling, Benchmarking). 

Handlungsgrundlage für die ZBÜ bildet für    
das Land die Dienstanweisung der Staatlichen 
Hochbauverwaltung Thüringen (DABau, K19) 
und für den Bund die Richtlinien für die Durch-
führung von Bauaufgaben des Bundes im Zu-
ständigkeitsbereich der Finanzbauverwaltung 
(RBBau, K15). Die jährliche immobilienbezo-
gene Berichterstattung an die Immobilien-
bewirtschafter, in Form der Zusendung des     
Energiebescheides, wird durch den vorliegen-
den Bericht ergänzt. 

Zudem wird von dieser Stelle aus der Erfolg von 
Bau, Nutzung und Bewirtschaftung der Immobi-
lien bzgl. Energieeffizienz und Nachhaltigkeit 
kontinuierlich überwacht. 

Berichtsgrundlage ist der Energie- und Medien-
verbrauch der Jahre 2005 - 2008. Der Grund für 
die zeitlich verzögerte  Aufbereitung  der  Daten 
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2 Datengrundlage des Berichtes 
Eine wesentliche Grundlage des Berichtes ist 
die seit 1997 geforderte jährliche Meldung von 
Verbrauchs- und Kostendaten der hausverwal-
tenden Dienststellen des Landes und des zivi-
len Bundes in Thüringen an die ZBÜ. 

Eine Ausnahme bildet hierbei die Friedrich-
Schiller-Universität Jena (FSU), die keine Daten 
zur Verfügung stellt. Daher werden mit Aus-
nahme der Elektroenergie die Flächen, Medien 
und Kosten der FSU nicht berücksichtigt. 

Die Qualität des hier vorliegenden Berichtes ist 
maßgeblich von der zuverlässigen und rechtzei-
tigen Lieferung der Daten von den hausverwal-
tenden Dienststellen abhängig. Die im Bericht 
vorgestellten Ergebnisse und Grafiken basieren 
darauf. 

An dieser Stelle ein Dank an die meldenden 
Dienststellen bzw. Bewirtschafter für die an-
dauernden bzw. zunehmenden Aktivitäten!  

Die Meldungen werden nach einer Plausibili-
tätsprüfung durch die ZBÜ in die IT- Anwen-
dung Energie- und MedienInformationsSystem 
(EMIS) übernommen. Ein Großteil der nach-
folgenden Ergebnisse beruht auf den EMIS- 
Datenbankauswertungen. Die Datengrundlage 
bilden zehntausende von Datensätzen die in lo-
gischer Verknüpfung ausgewertet und teilweise 
grafisch aufbereitet wurden.  

EMIS wird im Übrigen durch eine bundesweit 
aktive Nutzergemeinschaft, der auch fast alle 
Bundesländer angehören, gepflegt und weiter-
entwickelt. Regelmäßige Programm-Updates 
sorgen für eine stetige, den wachsenden An-
sprüchen gerechte, Weiterentwicklung.  

Der nachfolgende Bericht greift außer dem     
Berichtszeitraum 2005 – 2008 auch aktuelle 
Themen / Ergebnisse auf, um weiterhin zeit-
nahe  Informationen  zu  gewährleisten.  

2.1 Erfassungsformblatt

Das Erfassungsformblatt bildet gemeinsam mit 
dem EMIS als Energiebuchhaltung -Werkzeug 
die Grundlage, um ein zeitgemäßes Energie-
controlling im Freistaat umzusetzen und weiter-
zuentwickeln. Das aktuelle Meldeformular kann 
unter der E-Mail: 

erfassungsformular@thuelima.thueringen.de  

unkompliziert abgefordert werden. Das aus-
gefüllte Formular wird zwischenzeitlich fast  
vollständig über den gleichen Weg, per E-Mail-
Anhang, der ZBÜ effizient zugeleitet. Das 
selbsterklärende Formular ist das Ergebnis ei-
nes offen geführten Dialoges zwischen den 
Bewirtschaftern und der ZBÜ. 
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2.2 Datenqualitätsmanagement 

In den letzten Jahren stand durch die Erhöhung 
der Datenquantität vermehrt die Qualität dieser 
zur Diskussion. Im Ergebnis wurde ein Daten–
Qualitätsmanagement eingeführt, d.h. die über-
mittelten Verbrauchsdaten werden im ausge-
werteten Zustand einer Plausibilitätskontrolle 
unterzogen. Unterstützt wird dies durch eine 
Programmerweiterung im EMIS, die diese Kon-
trolle mit einem akzeptablen Aufwand rechen-
technisch ermöglicht. 

Auffällige Daten werden durch die direkte Kom-
munikation mit der meldenden Einrichtung     
abgeklärt. Bis zu diesem Zeitpunkt sind die be-
kannten, oft abgeforderten Energiebescheide 
mit dem Vermerk „UNGEPRÜFT“ versehen. 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage von    
unrichtigen Daten werden damit nahezu aus-
geschlossen.

2.3 Synergieeffekte 

Auch im 10. Jahr nach der Gründung des Landes-
betriebes Thüringer Liegenschaftsmanagement 
profitiert sowohl der Immobilienbewirtschafter 
von der ZBÜ als auch umgekehrt. 

Im Besonderen sind die kurzen Informations-
wege  und  ein  stetig  wachsendes  erweitertes 

Verständnis für die Arbeit der jeweiligen ande-
ren Fachabteilungen zu nennen. Die Ergebnisse 
aus der ZBÜ-Arbeit und die daraus resultieren-
den Empfehlungen an die Immobilienbewirt-
schafter werden effizienter den je umgesetzt. 
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3 Kurzfassung der Berichtsergebnisse 
 Der Wärmeverbrauch (witterungsbereinigt) 

konnte im Betrachtungszeitraum 2004 – 2008 
um 7.588 MWh/a gesenkt werden. Das ent-
spricht einer Minderung um 3,4 % mit einer 
Kostenrelevanz von ca. 605.000 €/a. 

 Die Kosten für Wärme sind im gleichen Zeit-
raum weltmarktbedingt um ca. 4,6 Mio. € auf 
16,6 Mio. €/a gestiegen.  

 Der Elektroenergiebedarf erhöhte sich im glei-
chen Zeitraum um 10,6 % auf 129,2 GWh/a. 
Die Ursache für die deutliche Steigerung liegt 
in der fortschreitenden Technisierung bzw. in 
der stetig wachsenden Anforderung an die IT 
in den nutzenden Dienststellen. 

 Der durchschnittliche Elektroenergiepreis er-
höhte sich um 19,4 % von 12,70 Cent€/kWh 
auf 15,16 Cent€/kWh. In der Summe wurden 
19,6 Mio. €/a für 129 Mio. kWh/a Strom be-
zahlt.  

 Der Trinkwasserbedarf wurde im Betrachtungs-
zeitraum auf 674.794 m³/a reduziert. Das 
entspricht einer Minderung um 4,8 %. 

 Die jährliche CO2-Emission wurde im glei-
chen Zeitraum um ca. 5.500 t/a gemindert. 

 

8 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eigentumsverhältnisse der genutzten Immobilien 4 
Die Darstellung der Eigentumsverhältnisse über 
die Flächendaten der Immobilien gibt folgendes 
Bild: 83 % der von Landeseinrichtungen genutz-
ten Flächen befinden sich in landeseigenen 
Immobilien. Prinzipiell erfolgt in der Energie-
buchhaltung im THÜLIMA, speziell im Control-
ling, keine Unterscheidung zwischen Eigentum 
und Anmietung. Erfahrungsgemäß unterschei-
den sich jedoch die möglichen Maßnahmen um 
zeitnah Energiemengen bzw. die damit verbun-
denen Kosten zu senken. 

Die Flächendaten bilden für das Energiebench-
marking/-controlling eine wesentliche Rolle. 

Ein großer Teil aller Kennwerte, die für die ZBÜ 
eine entscheidende Arbeitsgrundlage bilden, 
bezieht sich auf die Fläche einer Immobilie (z.B. 
kWh/m²*a oder €/m²).  

Ein umfassendes Flächenmanagement, für die 
vom Liegenschaftsmanagement bewirtschafte-
ten Immobilien, befindet sich derzeit im Aufbau 
und soll zukünftig die für diesen Teil der Immo-
bilien gepflegten Flächendaten bereithalten. 
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5 Kostenverteilung 
Die prozentuale Verteilung der Kosten auf die 
Medien Wärme, Trinkwasser und Elektroener-
gie stellt sich wie oben gezeigt dar. 

Die grafisch sichtbare Abweichung gegenüber 
den vorangegangenen Betrachtungszeiträumen 
ist unmerklich, jedoch lassen die absoluten   
Angaben in Euro/a  die weltweite Energiepreis- 

Entwicklung der letzten Jahre im Bereich der 
Erdölpreis-gekoppelten Medien erneut deutlich 
erkennen. Auch die stetig steigende Umlage 
nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
hat sich als beachtlicher Preisbestandteil bei 
der Elektroenergie entwickelt. Über einen Zeit-
raum von 5 Jahren ergibt sich für die Kosten-
entwicklung folgendes Bild: 

 

Im Jahre 2008 wurden 9,3 Mio. € mehr für Ener-
gie ausgegeben als 2004. Dabei stiegen im 
Einzelnen die Kosten für Wärme um 38 %, für 
Elektroenergie um 32 % und unmerklich für Trink-
wasser. Die Kosten für die Abwasserentsorgung 

hingegen verringerten sich um ca. 3 %. Die 
Darstellung beinhaltet, wie bereits in den ver-
gangenen Jahren, nicht den Verbrauch und die 
Kosten von Wärme und Wasser der FSU Jena 
(siehe 2. Datengrundlage). 
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Bezugsmenge/-art der Elektroenergie
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5.1 Elektroenergie 

Die Elektroenergieversorgung der von der ZBÜ 
berücksichtigten Abnahmestellen kostete bei 
einer Abnahme von 129,2 GWh ca. 19,6 Mio. € 
pro Jahr. Dabei wurde Energie für ca. 1.100 
Abnahmestellen/Immobilien bezogen. 200 davon 
sind leistungsgemessene Abnahmestellen, d.h. 
es erfolgt eine monatliche Abrechnung der Lie-
ferleistung, die zudem im Durchschnitt 2008 um 
ca. 2,1 Cent€/kWh preisgünstiger war als die 
nicht leistungsgemessenen Abnahmestellen. 

Über diese 200 Abnahmestellen werden 86 % 
der gesamten gelieferten Elektroenergie des 
Freistaates bezogen. Es handelt sich bei diesen 
größeren Einrichtungen beispielsweise um Jus-
tizvollzugsanstalten, Universitäten, Behördenzen-
tren, Institute bzw. Forschungseinrichtungen, 
aber auch Polizeiinspektionen und Amtsgerich-
te gehören zu diesen Abnahmestellen. 

Die Voraussetzung für die leistungsgemessene 
Strombelieferung ist eine jährlich bezogene elek-
trische Arbeit von  > 30.000 kWh bzw. abhängig 

vom Netzgebiet und einer monatlichen ¼-h-
Abnahmeleistung >30 kW pro Abnahmestelle. 

In den letzten Jahren wurden weitere noch nicht 
leistungsgemessene Abnahmestellen, die diese 
Voraussetzungen erfüllten, auf Empfehlung der 
ZBÜ auf Leistungsmessung umgerüstet. Die 
Empfehlungen beruhten auf einer detaillierten 
Wirtschaftlichkeitsberechnung für jede einzelne 
Abnahmestelle. Beispielsweise wurde eine Po-
lizeiinspektion in Zuständigkeit des Liegen-
schaftsmanagements umgerüstet. Die jährli-
chen Bezugskosten wurden somit bleibend um 
ca. 3.200 € reduziert. Das entspricht einer 
18 %-igen Minderung der jährlichen bzw. zu-
künftigen Elektroenergiekosten für dieses Ob-
jekt. Durch den allgemein stetig steigenden     
Elektroenergiebedarf erfolgt durch die ZBÜ eine 
regelmäßige Kontrolle, der im Grenzbereich zur 
möglichen Leistungsmessung liegenden Ab-
nahmestellen. 
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5.2 Heizenergie 

Die hier aufgeführte Heizenergie wird haupt-
sächlich für Zentralheizungen, Lüftungsanlagen 
und zum geringen Teil auch für die Warmwas-
serbereitung verwendet. Die Beheizung des 
Gebäudebestandes erfordert einen hohen Ener-
gieeinsatz. Mit diesem hohen Energieeinsatz 
sind sowohl hohe Umweltbelastungen als auch 
hohe Kosten zur Beschaffung der Energieträger 

verbunden. 2008 wurden für 208 GWh über 
16,5 Mio. Euro ausgegeben. 

Folgendes Bild zeigt den witterungsbereinig- 
ten Wärmenergieverbrauch der vergangenen     
Jahre:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auch unter Berücksichtigung annähernd gleich 
bewirtschafteter Bruttogrundrissflächen ist der 
kontinuierlich verringerte Wärmeverbrauch deut-
lich zu erkennen. Von 2002 bis 2008 konnte der 
Verbrauch somit um ca. 13 % reduziert werden. 

Der Heizenergieverbrauch bedarf beson-        
derer Aufmerksamkeit, weil über die weitere 

Reduzierung des Verbrauchs noch wesentliche 
Einsparpotentiale zu heben sind. Deshalb stellt 
der Bericht in einem eigenen Abschnitt Maß-
nahmen zur Energieoptimierung heraus. In    
diesem Abschnitt werden Maßnahmen zur    
Energieeinsparung / Optimierung dargestellt. 
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Die Grafik oben zeigt die prozentuale Verteilung 
der eingesetzten Energieträger. 

Die unten dargestellten Einheitspreise (€/MWh), 
über den Zeitraum von 9 Jahren, sind für die 
unterschiedlichen Energieträger sehr verschie-
den. 

Hieraus zu schlussfolgern, nur noch Holz oder 
Biorohstoffe, auf Grund ihres günstigen 
 

 

MWh-Preises verwenden zu wollen ist jedoch 
nicht unbedingt zielführend. Hohe Investitions-
kosten für Festbrennstoffkesselanlagen, hohe 
Kosten für Wartung und Bedienung müssen 
daher über Wirtschaftlichkeitsberechnungen in 
ihren Zusammenhängen betrachtet werden, die 
Bauverwaltung muss für jeden einzelnen Fall 
begutachten, welcher Standort für den jeweili-
gen Energieträger am geeignetsten ist. 
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6 Emission 
Der aktuelle Energiebericht knüpft lückenlos an 
die Darstellungen der Schadstoffemissionen 
des vorausgegangenen Berichtes an.  

Die Weiterentwicklung vom EMIS bietet erstma-
lig die Möglichkeit ein CO2-Monitoring für alle 
Immobilien durchzuführen. So kann auch für je-
de einzelne Immobilie zeitnah eine CO2-
Historie erstellt w

14 

erden.  

In der Thüringer Verfassung unter Artikel 31 (1), 
wurde der Schutz der natürlichen Lebensgrund-
lagen als eine Pflicht des Freistaates und deren 
Bürger verankert. 

Eine erste Voraussetzung für eine umweltscho-
nende Bewirtschaftung von Immobilien ist die 
Darstellung von Schadstoffemissionen (Monito-
ring), gegliedert nach ihrem Ursprung. Kohlen-
dioxid spielt dabei eine dominante Rolle, des-
sen verheerende Auswirkungen, indirekt über 
die Erderwärmung, fast täglich den Medien 
weltweit zu entnehmen sind. 

Im Folgenden werden die Emissionen durch die 
Beheizung der genutzten Immobilien darge-
stellt. 

 



 

 Verteilung Schwefeldioxidemission
auf Heiz-Energieträger
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Schwefeldioxidemission 

Die Schwefeldioxidemission wurde, wie auch in 
den vorherigen Betrachtungszeiträumen ge-
mindert. Die Emission wurde von ca. 16,0 t im 
Jahre 2004 auf 14,1 t im Jahre 2008 reduziert. 
Als Hauptursache ist die stark zurückgegange-
ne Verwendung des Heizenergieträgers Braun-
kohle zu benennen. Hinzu kommt, dass ein um 
21 % reduzierter Heizölbedarf diese Entwick-
lung unterstützt.  

In der historischen Darstellung über den Zeit-
raum von 5 Jahren ist der Erfolg einer kontinu-
ierlich reduzierten Verwendung von Schwefel-
dioxiderzeugenden Heizenergieträgern sichtbar. 

Gegenüber dem Jahr 2004 wurden 2008 ca. 
2.550 kg SO2 weniger emittiert. 

Zur Information: Ein erhöhter Schwefeldioxid-
gehalt in der Luft ist für Atembeschwerden beim 
Menschen, den Abbau von Chlorophyll und für 
Korrosionsschäden an Gebäuden und Metall-
konstruktionen verantwortlich. 

 

.
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Verteilung Stickoxidemission
auf Heiz-Energieträger
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Stickoxidemission 

Durch die am häufigsten verwendeten Heizme-
dien Erdgas, Fernwärme und Öl sind die SOx-
Emissionen mit ca. 0,18 kg Stickoxid pro MWh 
nur schwer beeinflussbar. Auch die Förderung 
bzw. Nutzung von nachwachsenden Rohstoffen 
beeinflusst die SOx-Emission negativ. Durch ei-
nen Beitrag von 0,32 kg/MWh für 
Holz/Biomasse erhöht sich hier der Anteil von 
ca. 1,6 t auf 2,0 t. In der Summe konnte die E-
mission jedoch    gegenüber dem Jahr 2004 um 
ca. 3,6 t jährlich red

Die Darstellung der Entwicklung über die letzten 
5 Jahre bestätigt diesen Sachverhalt. Die wahr-
nehmbaren Minderungen sind direkt an den 
verringerten Heizenergieverbrauch in den ver-
gangenen Jahren gekoppelt. 

Zur Information: Ein hoher Stickoxidkennwert in 
der Umwelt verursacht beim Menschen Lun-
genschäden und bei Pflanzen Blattschädigun-
gen. 

uziert werden. 
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 Verteilung Kohlenmonoxidemission
auf Heiz-Energieträger
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Kohlenmonoxidemission 

Kohlenmonoxide entstehen in größerem Um-
fang bei der Verbrennung von Braunkohle. Wie 
bereits bei der Schwefeldioxidemission erläutert 
wurde, ist die Reduzierung bzw. der Wegfall 
dieses Heizmediums bei der Schadstoffemissi-
on deutlich sichtbar. Die Emission konnte merk-
lich um ca. 12 t/a verringert werden.  

Im speziellen konnte durch die Substitution der 
Braunkohle diese CO-Emission von ca. 8,3 t im 
Jahr 2004 auf 0,2 t im Jahr 2008 gemindert 
werden. 

Zur Information: Kohlenmonoxid wirkt schädi-
gend auf das Zentralnerven- und das Kreislauf-
system. 
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 Verteilung Staubemission
auf Heiz-Energieträger
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Staubemission 

Die Staubemission ist in der Folge der Minde-
rung des Braunkohle-Einsatzes fast nur noch 
vom Energieträger Holz/Biomasse abhängig, 
der durch Klimaneutralität eine breite Förderung 
erfährt.  

Dennoch konnte die Emission um 56 % auf 
280 kg im Jahr 2008 gesenkt werden. 

Zur Information: Staub ist nur in erhöhten Kon-
zentrationen gesundheitsschädigend. 
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 Verteilung Kohlenwasserstoffemission
auf Heiz-Energieträger
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Kohlenwasserstoffemission 

Die Kohlenwasserstoffemission wird mit 
0,04 kg/MWh vorrangig durch Heizöl beein-
flusst. Mit dem vierfachen Emissionspotenzial 
von Heizöl gegenüber Erdgas liegt der Schwer-
punkt der Kohlenwasserstoffemission bei die-
sem Medium. Fernwärme und Erdgas tragen 
mit nur 0,01 kg/MWh dazu bei.  

Seit dem Jahr 2004 konnte durch die Min-
derung bzw. den Ersatz des Braunkohle-  und 

Ölanteils die Emission von 3.200 kg auf 
2.600 kg gemindert werden. Dies entspricht    
einer Reduzierung von ca. 19 %.  

Zur Information: Kohlenwasserstoffe führen bei 
erhöhter Konzentration zu Schleimhautreizun-
gen, Dauerschäden an Atemorganen und zu 
Vegetationsschäden. 
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Kohlendioxid 

Die Kohlendioxidanteile der nachwachsenden 
Rohstoffe werden hier nicht berücksichtigt, da 
sie sich CO2-neutral verhalten, d.h. die Pflanze 
nimmt den gleichen CO2 – Anteil während der 
Wachstumsphase auf, wie sie bei der Verbren-
nung freigibt. Wie ein Vergleich der Abbildung 
„Verteilung der Heizenergieträger“ von Seite 4 
dieses Berichtes und „Verteilung CO2-
Emission“ zeigt, sind diese Verteilungen sehr 
ähnlich. Schlussfolgernd bedeutet das, dass je-
de eingesparte Kilowattstunde Wärme eine ver-
ringerte CO2-Emission zur Folge hat.  

Über den Betrachtungszeitraum hat sich der 
CO2-Ausstoß sichtbar gemindert. Gegenüber 
dem Jahr 2004 wurde die Emission um 5.500 t 
gesenkt.  Wie  bereits  erläutert   liegt   hier   die 

Ursache beim verringerten Heizenergiebedarf, 
speziell beim Heizöl und Erdgas, die die Emis-
sion maßgeblich beeinflussen. Folglich trägt 
auch die Fernwärme, die zu ca. 95 % aus Erd-
gas und zu ca. 5 % aus Öl erzeugt wird, maß-
geblich dazu bei. Im Bereich der Bioenergien 
wurde im gleichen Zeitraum die positiv zu be-
wertende klimaneutrale CO2-Emission um 38 t 
auf 202 t erhöht. 

Zur Information: Kohlendioxid lässt bei erhöhter 
Konzentration kurzwellige und damit energie-
reichere Sonnenstrahlung leicht in die Erdat-
mosphäre eindringen und behindert die Wär-
meabstrahlung in der Nacht. Es fördert somit 
die Erwärmung der Erde (Treibhauseffekt). 
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Energieversorgung 7 
Mit der Umsetzung der EU-Richtlinien für den 
Elektrizitäts- und Gasbinnenmarkt in nationales 
Recht und seit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Neuregelung der Energiewirtschaft am  
29. April 1998 erlebt der Energiekunde einen 
unvorhersehbaren Wandel und eine Verände-
rung in der Elektrizitäts- und Gaswirtschaft. E-
lektroenergie wurde somit von heute auf mor-
gen eine Ware, die am Markt frei gehandelt 
wird. Der Freistaat hat diese neue Situation im 
Rahmen seiner Möglichkeiten umgehend zur 
Reduzierung der Bewirtschaftungskosten seiner 
Immobilien ausgenutzt. Bereits Mitte 1999 wur-
de unter Beteiligung der ZBÜ ein landesweiter 
Stromlieferungsrahmenvertrag ausgehandelt. 
Die Konditionen sorgten dafür, dass die Ausga-
ben für Elektroenergie um ca. 3 Mio. €/a ge-
genüber den Vorjahren gemindert wurden. Im 
Jahr 2001 erfolgte die erste europaweite Aus-
schreibung zur Lieferung von Elektroenergie. 

Der Lieferzeitraum betrug 24 Monate. Aktuell 
werden die Immobilien des Landes und des    
zivilen Bundes über den fünften ausgeschrie-
benen Liefervertrag versorgt. 

Die komplexeren Vorgänge beim Erdgastrans-
port (Erläuterung erfolgt im Text zum Medium) 
haben dafür gesorgt, dass die Erdgaslieferung 
für die betreuten Immobilien in den letzten Jah-
ren nicht ausschreibungsfähig war. Nur sehr 
große Abnahmestellen, wie beispielsweise In-
dustrieunternehmen, konnten vom sich ent-
wickelnden Erdgasmarkt profitieren. Der ZBÜ 
ist es jedoch gelungen, über zeitlich begrenzt 
laufende Rahmenverträge preisliche Vorteile zu 
sichern. 

Zurzeit bereitet die ZBÜ die europaweite     
Ausschreibung der gesamten abgenommenen 
Erdgasmenge vor. 
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7.1 Elektroenergieversorgung 2005 – 2011 

Im Berichtszeitraum 2005-2008 wurde die     
Lieferleistung von ca. 124.000.000 kWh/a zwei-
mal durch die ZBÜ über ein wettbewerbliches 
Verfahren vergeben. Die Kosten für Elektro-
energie betrugen in dem benannten Zeitraum 
ca. 65,4 Mio. €. Die abgenommene Ener-
giemenge summierte sich dabei auf ca. 
488,5 GWh. 

In den Jahren 2004-2007 wurden die Lieferver-
träge als „All-inclusiv“- Verträge ausgeschrieben, 
d. h. Netzentgelte und preisrelevante Komponen-
ten wurden durch die Wettbewerbsteilnehmer in 
die Angebote einkalkuliert. 

Aus Sicht der ZBÜ lagen in den teilweise über-
höhten Netznutzungsentgelten weitere Kosten-
minderungspotentiale. Hinzu kam, dass die 
Marktteilnehmer  mit   der   unabsehbaren   EEG- 

Umlage-Entwicklung keine marktnahen Ange-
botspreise mehr unterbreiten konnten. Folglich 
wurde für den Lieferzeitraum 2008-2009 erstma-
lig eine detaillierte Rechnungslegung (gläserne 
Rechnung) gefordert. Diese Rechnung beinhaltet 
alle Details der Strompreisentstehung, wie Liefer-
kosten, alle Netzentgelte-Bestandteile, Umlagen 
und Steuern. An den zu erwartenden geminder-
ten Netzentgelten konnte beispielsweise sofort 
partizipiert werden. Diese Art der Rechnung führt 
zu mehr Transparenz, d.h. der Preis ist jederzeit 
nachvollziehbar. Nachteilig wirkte sich der erhöh-
te Prüfungsaufwand aus. 

Die grafische Darstellung, mit der geringeren 
Strompreissteigerung in der Landesverwaltung 
gegenüber dem Bundesdurchschnitt, ist ein Be-
leg für den richtigen Weg der Strombeschaffung 
in Thüringen. 
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7.1.1 Vertragsumsetzung 

Die ZBÜ ist seit 1999 mit der Umsetzung der 
jeweiligen Elektroenergie-Lieferverträge beauf-
tragt. Diese zeitintensive Aufgabe umfasst die 
Betreuung der ca. 220 bewirtschaftenden 
Hausverwaltungen/Ansprechpartner und die 
Kommunikation mit dem jeweiligen Versorger. 
Im Speziellen handelt es sich um An- und Ab-
meldungen, Rechnungskorrekturen, Kontrolle 
der Einhaltung von vertraglich festgelegten 
Leistungen usw.. Besonders in den Phasen des 
Lieferantenwechsels  entstehen  nach  wie   vor 

häufig Probleme zwischen dem jeweiligen Netz-
betreiber – in Thüringen gibt es 30 an der Zahl -  
und dem Lieferanten, die in der Folge zu zeit-
aufwendigen Bearbeitungen auf Seite der ZBÜ 
führen. Zurzeit werden 1.650 Abnahmestellen 
über den Poolvertrag versorgt. Unter diesen 
Abnahmestellen befinden sich auch ca. 860 
Lichtsignalanlagen, alle Autobahntunnel, Ab-
nahmestellen der Klassikstiftung Weimar und 
der Stiftung Gedenkstätten Buchenwald und 
Mittelbau-Dora. 

7.1.2 Strom aus regenerativen Quellen 

Mit der Elektroenergieausschreibung 2009 für 
den Lieferzeitraum 2010-2011 forderte die Lan-
desregierung erstmalig einen festen Anteil der 
Liefermenge aus regenerativen Quellen. 25 % 
der gesamten Liefermenge stammt seit dem 
01.01.2010 nachweislich aus regenerativen 
Quellen. Der Nachweis erfolgt über ein hoch-
wertiges Ökostrom-Label, dem TÜV-Zertifikat 
EE01, das auszugsweise folgende Qualitäts-
merkmale besitzt: 

 Der bereitgestellte Strom kann auf ein-
deutig beschriebene und identifizierbare 
Quellen zurückgeführt werden. 

 Mögliche Energieträger sind: Wasserkraft, 
Windenergie, Biomasse, Biogas, Deponie-
gas, Grubengas, Solarenergie, Geothermie, 
biogener Anteil aus Haushalt- und Indust-
rie-Abfällen. 

 Mindestens 25 % der Energie stammt aus 
Erzeugungskapazitäten, die vor nicht länger 
als 36 Monaten in Betrieb genommen wur-
den (Förderung von Neuanlagen). 

Die reinen Elektroenergiebezug-Kosten, ohne 
EEG-, KWKG- Umlage usw., minderten sich im 
Ergebnis der europaweiten Ausschreibung für 
die Jahre 2010/11 unerwartet durch die krisen-
bestimmte Marktsituation im Jahre 2009. Es 
handelt sich um Kostenminderungen von ca. 
187.000 € im Lieferzeitraum, trotz des 25%-igen 
Ökostromanteils. 

Unter der Berücksichtigung der aktuellen EEG-
Quote-Prognose für 2010 (http://www.eeg-kwk.net) 
von 18,27 % stammt folglich über 43 % der   
gesamten Elektroenergie zur Versorgung der  
Immobilien/Abnahmestellen aus regenerativen 
Quellen. Die indirekte Vermeidung der CO2-
Emission durch den 25 %-igen regenerativen 
Anteil beläuft sich, unter Berücksichtigung der 
Angaben zum deutschen Strommix des momen-
tanen Versorgers, auf ca. 31.600 t/a. 
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7.2 Fernwärme 

Fernwärme wird in der Regel durch Stadtwerke 
in größeren Städten geliefert. Zum Schutz der 
Umwelt und der Investitionen der Fernwärme-
lieferanten erlassen viele Stadtverwaltungen 
Satzungen, die ausschließlich Fernwärme zur 
Beheizung der im Satzungsgebiet liegenden 
Immobilien zulassen. Damit ist allerdings nur 
ein eingeschränkter Wettbewerb möglich. Nach-
teilig sind hier zu hohe Preise. Vorteilhaft sind in 
der Regel die guten Primärenergiefaktoren und 
die damit verbundene Umweltfreundlichkeit. 
Ebenfalls vorteilhaft ist die außerordentlich ho-
he Zuverlässigkeit der Wärmelieferungen und 
gesparte Kosten für Wartung, Betrieb und In-
vestitionen für eigene Wärmeerzeugungsanla-
gen, die ca. 9 bis 30 €/ MWh betragen können. 

Jede Fernwärmeversorgung zu einem wirt-
schaftlichen Preis wird von der ZBÜ unterstützt 
und vorangetrieben. Unwirtschaftliche Preise, 
insbesondere bestehender Anlagen in Sat-
zungsgebieten werden in Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnungen untersucht und gegebenenfalls 
verhandelt. Eine Hauptursache für zu hohe 
Fernwärmepreise sind oft  zu  hoch  vereinbarte 

Vertragsleistungen, die den Grundpreis maß-
geblich bestimmten. Der konstant zu zahlende 
Grundpreis ist unabhängig vom Verbrauch zu 
zahlen. Energieeinsparmaßnahmen, wie z.B. 
Wärmeschutzmaßnahmen oder Heizungsopti-
mierungen führen dazu, dass bei nicht ange-
passter Vertragsleistung der Mischpreis steigt. 
Daraus schlussfolgernd ist es dringend notwen-
dig, die grundpreisbestimmende Vertragsleis-
tung anzupassen. Dazu ist das Vertragsmodul 
der verwendeten EMIS- Datenbank hervorra-
gend geeignet - siehe weiterführend unter 
Punkt 9 dieses Berichtes „Vertragsmanage-
ment“. 

Besonders interessant für eine effiziente Versor-
gung ist Fernwärmeerzeugung mit anteiligem 
Brennstoff aus nachwachsenden Rohstoffen,  
so z.B. bei der Ilmenauer Wärmeversorgung 
GmbH, die zu über 50% Holz zur Wärmeerzeu-
gung verwendet, und damit u.a. den Campus 
der TU Ilmenau versorgt. So kann in idealer 
Weise das in der Thüringer Verfassung, Artikel 
31 (1), verankerte Ziel zum Umweltschutz um-
gesetzt werden. 

24 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Beispielsweise wies die ZBÜ seit 2004 auf den 
ungünstigen Wärmelieferungsvertrag der Fach-
hochschule Schmalkalden hin, und drängte 
darauf, Standorte für ein eigenes Heizwerk auf 
dem Fachhochschulgelände auszuweisen. Da-
mit wurde die Möglichkeit eingeräumt zukünftig 
alternative Heizenergieträger einzusetzen. Eine 
Fernwärmesatzung gab es zum damaligen 
Zeitpunkt in Schmalkalden nicht. Der Wärmelie-
ferant, die Fa. FAFORIT (bis 2009 eine Toch-
tergesellschaft der EXON / Esso AG) lehnte  
jegliche Zugeständnisse zur Preisgestaltung und 
den Einsatz regenativer Brennstoffe ab. Dar-
aufhin erarbeitete die ZBÜ zusammen mit dem 
TLBV ein Wärmeversorgungskonzept für die 
Fachhochschule Schmalkalden. Als wirtschaft-
lichste Variante konnte eine Eigenversorgungs-
anlage mit der Nutzung von 66 % Holzhack-
schnitzeln (HHS) und einem restlichen Anteil 
Heizöl EL ausgewiesen werden. 

Die Wärmeversorgungskosten hätten sich von 
bisher 523.000 €/a auf nur noch 330.000 €/a 
(Preisbasis 2007) reduziert. Die CO2- Emission 
hätte sich für diese Abnahmestelle um ca. 
470.000 kg/a reduziert. Auf Grundlage dieses 
umsetzbaren Konzeptes konnte die Bauverwal-
tung zusammen mit der FH Schmalkalden ge-
genüber dem neu gegründeten Stadtwerk der 
Stadt Schmalkalden Vertragsverhandlungen 
aufnehmen. Vergleichbare Konditionen, bezüg-
lich des Preises und der geminderten CO2-
Emission (wie mit der im Wärmeversorgungs-
konzept dargestellten Hackschnitzelvariante) 
waren Verhandlungsziel. Dieses Verhandlungs-
ziel wurde erreicht. Die Lieferung mit dieser 
Fernwärme beginnt ab 2011 - ein hervorragen-
des Ergebnis der guten Zusammenarbeit zwi-
schen der FH Schmalkalden als Nutzer, dem 
TLBV und der ZBÜ! 
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7.3 Erdgas 

Erdgas ist für die Beheizung des Liegen-
schaftsbestandes mit ca. 48 % der wichtigste 
Heizenergieträger. Die Beschaffung des Erdga-
ses erfolgt derzeit hauptsächlich noch über die 
bisherigen „Vorort-Versorger“. Alternative Ver-
sorger standen für die betreuten Abnahmestel-
len nicht zu Verfügung. Seit 2005 erzielte die 
ZBÜ jedoch über den Abschluss von Rahmen-
verträgen gewisse Preisvorteile. 2009 zeichnete 
sich ab, dass der schon seit längerer Zeit theo-
retisch liberalisierte Erdgasmarkt auch als sol-
cher vom Endkunden genutzt werden kann. In 
kleineren Stadtwerkbereichen konnten seitdem 
über „Freihändige Vergaben mit Wettbewerb“ 
erhebliche Kosteneinsparungen erzielt werden.  

Über eine öffentliche europaweite Ausschrei-
bung, ähnlich der schon seit 2002 durchge-
führten Elektroenergie-Ausschreibungen, sollen 
sämtliche überwachte Abnahmestellen zu Markt-
preisen versorgt werden. Derzeit liegen die 
Preise der alternativen Anbieter ca. 20 % unter 
den Preisen der herkömmlichen Versorger, die 
ihr Gas über Rohrleitungen, hauptsächlich von 
der russischen GAZ-PROM, beziehen. Diese 
Gaslieferungen sind i.d.R. über langjährige  
Verträge an den Ölpreis gekoppelt. 

Die Ursache des zurzeit niedrigen Gaspreises 
von „neuen Anbietern“ liegt an der Vermarktung 
von LNG-Gas.  

Zur Information: In der vergangenen Erdgas- 
Hochpreisphase versuchten Explorationsfirmen  
„Unkonventionelle Gasvorkommen“ zu erschlie-
ßen. Bei einer Art dieses Gasvorkommens 
(Shale Gas) handelt es sich um Erdgaseinlage-
rungen in Gesteinen mit geringer Durchlässig-
keit. Diese Gasvorkommen sind nicht, wie beim 
konventionellen Gas, durch einfaches Anbohren 
der Lagerstätte zu fördern. Es muss eine zu-
nächst vertikale Bohrung in der Lagerstätte   
horizontal abgelenkt werden, teilweise über 
mehrere Kilometer. 

Mit hohem Druck und mit Chemikalien versetz-
tes Wasser sprengt / bricht die Gesteinsschich-
ten auf. Über die so entstandenen Fließwege 
kann die Förderung des Gases erfolgen. Dieses 
neuartige so genannte Frac-Verfahren funktio-
niert so optimal, dass innerhalb weniger Jahre 
Nordamerika keine Gasimporte mehr benötigt, 
die zuvor über LNG-Tanker beispielsweise von 
Katar exportiert wurden.  

LNG-Gas ist Erdgas, das über Kühlung auf –
163 °C verflüssigt wird, und so nur noch ein 
600-stel seines Gasvolumens einnimmt. Dieses 
Gas steht nun dem internationalen Markt zur 
Verfügung. Für Deutschland wichtige Häfen zur 
Anlandung dieses Gases sind Zebrügge und 
Rotterdam. 
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7.4 Heizöl EL 

Mit einem Anteil von ca. 8 % an der Wärmever-
sorgung der Immobilien gehört Heizöl zum dritt-
wichtigsten Heizmedium, nach Erdgas und 
Fernwärme. Es ist absehbar, dass der Energie-
träger Heizöl EL durch die Entwicklung auf dem 
Gasmarkt, in seiner Wirtschaftlichkeit durch 
Erdgas abgelöst wird. Falls sich die Gaspreis-
prognose für die anstehende Ausschreibung 
der Erdgaslieferungen bestätigt, gilt die gleiche 
Empfehlung wie bisher für Flüssiggas (Propan-
gas), dann auch für Öl, diesen Brennstoff nur 
noch einzusetzen, wenn keine Alternativen zur 
Verfügung stehen. Wenn ein Öl-Heizkessel   
seine normative Nutzungszeit überschritten hat 
und deshalb erneuert werden muss, sollte die 

 

Umstellung auf Erdgas-Betrieb, mittels einer 
Wirtschaftlichkeitsberechnung geprüft werden. 

Für die Beschaffung von Heizöl EL stehen ver-
schiedene Handelsplattformen wie zum Beispiel 
www.fastenergy.de oder www.heizoel24.de im 
Internet zur Verfügung. Marktpreise können so 
effizient und ohne großen Aufwand abgefragt 
werden. Die ZBÜ verzichtet deshalb auf die 
zentrale Ausschreibung eines entsprechenden 
Rahmenvertrages zur Öl-Lieferung. Erfahrungen 
haben gezeigt, dass unterschiedliche Lieferorte 
und Einkaufszeitpunkte zu ähnlichen Ergebnis-
sen führen. 

 

7.5 Flüssiggas (Propangas)

Flüssiggas wird mit ca. 0,3 % der Heizenergie-
menge nur minimal für den Immobilienbestand 
genutzt. In den vergangenen Energieberichten 
empfahl die ZBÜ preisbedingt nur dann Flüs-
siggas einzusetzen, wenn es keine Alternative 
zu diesem Energieträger gibt. Die Grafik zeigt 
die Umsetzung der Empfehlung. 

Darüber hinaus lautete eine Empfehlung das 
benötigte Flüssiggas nicht mehr über „rund-um-
sorglos-Verträge“ liefern zu lassen, sondern not-
wendige TÜV-Prüfungen selbst zu organisieren. 

Nur so besteht die Möglichkeit das Flüssiggas 
über Wettbewerbsverfahren, durch freie Lieferan-
ten beschaffen zu können. Als einziger Energie-
träger reduzierte sich der Flüssiggas-Preis seit 
2005 von einem sehr hohen Preisniveau. 

Auch dieser Erfolg ist ein Beleg für die gute   
Zusammenarbeit zwischen dem TLBV und der 
ZBÜ im THÜLIMA. 

.
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7.6 Bioenergie 

Neben der Umweltfreundlichkeit ist dieser       
Energieträger auch volkswirtschaftlich sehr 
wertvoll. Der Verwendung von Bioenergie als 
nachwachsender Rohstoff widmet die ZBÜ be-
sondere Aufmerksamkeit. In jeder Wirtschaft-
lichkeitsberechnung wird die Möglichkeit zur 
Verwendung nachwachsender Rohstoffe ge-
prüft. In den betreuten Liegenschaften wird Bio-
energie über die Verbrennung von Scheitholz, 
Holzhackschnitzeln, Stroh und Holzpellets zu 
Heizzwecken eingesetzt.  

Zur Förderung des Einsatzes nachwachsender 
Rohstoffe arbeitet die ZBÜ in der Arbeitsgruppe 
„Bioenergie in landeseigenen Liegenschaften“ 
mit. Diese Arbeitsgruppe plant eine eigene    
Veröffentlichung zu diesem Thema, sodass    
an dieser Stelle auf nähere Erläuterungen ver-
zichtet wird. 
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Benchmark: 
Durchschnittspreis der Heizmedien 
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Energiebuchhaltung 8 
Energiebuchhaltung wird im Online-Lexikon   
Wikipedia folgendermaßen definiert:  

„Die Energiebuchhaltung ist ein Instrument zur 
Erfassung und Auswertung von Verbrauchswer-
ten bzw. Erträgen, das insbesondere im Bereich 
des kommunalen Facility Managements ange-
wendet wird. Ziel der Energiebuchhaltung sind 
vergleichbare Kennwerte und damit verbunden 
eine Beurteilung der Energiewerte. Schließlich 
können daraus Möglichkeiten zur Optimierung 
der Energieeffizienz aufgezeigt und Optimie-
rungsmaßnahmen belegt werden. Die energie-
relevanten Daten müssen zur Auswertung      
regelmäßig erfasst und gespeichert werden.“ 

Mit dieser Vorgehensweise und dem Erreichen 
der beschriebenen Ziele strebt die ZBÜ seid 

ihrer Gründung im Jahr 1996 den umweltscho-
nenden und effizienten Betrieb der vom Land 
und zivilen Bund genutzten Immobilien an. 

Nach wie vor gibt es jedoch Probleme bei der 
flächenbezogenen Energie-Kennwertbildung. Die 
dafür im EMIS notwendigen Flächendaten sind 
oft aus unbekannter Informationsquelle bzw. 
werden als Behelf durch nicht fachtechnisch 
qualifizierte Personen erhoben. Oft gibt es auch 
stark abweichende Angaben aus unterschied-
lichen Quellen. Eine kontinuierliche Flächen-
Datenpflege erfolgt demzufolge nur einge-
schränkt.  

Durch Benchmarks ermittelte auffällige Kenn-
werte werden hierdurch oft disqualifiziert und 
eventuell notwendige Maßnahmen können nicht 
abgeleitet werden. 

29 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Seit nunmehr 5 Jahren erhalten die Bewirt-
schafter im Oktober eines jeden Jahres einen 
„Energiebescheid“. Der auf ein Blatt kompri-
mierte Bescheid / Information, gibt den tabella-
rischen und grafischen Überblick zur 5-jährigen 
Verbrauchs- und Kostenentwicklung für Wärme, 
Elektroenergie und Wasser. Gleichzeitig kann 
diesem Bescheid die Information entnommen 
werden, wie der jeweilige Thüringer Energie-
verbrauchs-Durchschnitt (gestrichelte Linie) für 
gleichartig genutzte Immobilien beträgt. 

Ein anderes Bild entsteht bei den nicht flä-
chenbezogenen Kennwerten, im speziellen den 

Energieeinheitspreisen. Beispielsweise wurde 
in den letzten Jahren, insbesondere bei den 
Fernwärmeverträgen, eine Kontrolle dieser 
Kennwerte durchgeführt. Stark nach oben ab-
weichende Kennwerte (€/MWh) erschienen 
prinzipiell verhandlungswürdig. In vielen Fällen 
konnte über pauschale Vertragskündigungen 
eine verbesserte Verhandlungsposition ge-
schaffen werden. Verhandlungen ohne voraus-
gehende Vertragskündigung führen erfahrungs-
gemäß selten zum Erfolg. Im Ergebnis dieser 
Aktivitäten wurden häufig günstigere Konditio-
nen erreicht. 
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8.1 Auswertung/Benchmarking 

Immobilienbetreibern wird durch das Energie-
Benchmarking die Möglichkeit geboten, eine dif-
ferenzierte, vergleichende Betrachtung jeder 
einzelnen Immobilie durchzuführen. Dabei kann 
die jeweilige Immobilie mit gleichartig genutzten 
Immobilien bzw. dem Durchschnitt dieser ver-
glichen werden. Die Energiekennwerte bezie-
hen sich dabei häufig auf Wärme, Elektroener-
gie u. Trinkwasser. Jedoch können auch über 
die Energiekosten-Auswertungen wichtige In-
formation offengelegt werden. Der Focus ist 
dabei nicht nur auf die Immobilien mit auffällig 
hohen Kennwerten gerichtet, sondern auch auf 
die mit auffällig geringen Werten. Denn auch 
über die Methode „Best Practice“ (.. von den 
Besten lernen) kann die Immobilienbewirtschaf-
tung hinsichtlich ihrer Effizienz profitieren. 

Ein weiterer wichtiger Punkt für die Arbeit mit 
Benchmark-Ergebnissen ist die Erfolgskontrolle 
von durchgeführten Energieeinsparmaßnahmen. 
Diese Erfolgskontrolle kann mit geringem Auf-
wand (z.B. durch den EMIS- Energiebescheid), 
unter der Auswertung der jährlichen Energie- 
und Kostendaten, umgesetzt werden. 

Nicht zuletzt konnte der vorliegende Bericht nur 
entstehen, weil zehntausende von Datensätzen 
sinnvoll verknüpft ausgewertet wurden und als 
aussagekräftige Tabellen oder Grafiken ent-
sprechende Rückschlüsse erlauben bzw. Ent-
scheidungen mittragen. 
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9 Vertragsmanagement 
Das im EMIS vorhandene Vertragsmodul wurde 
in den vergangenen Jahren inhaltlich weiter 
ausgebaut. In der Zwischenzeit werden 335 
Erdgaslieferverträge, 57 Fernwärmelieferverträ-
ge sowie 3 Elektroenergie-Poolverträge mit den 
wichtigsten Vertragsdaten im Modul vorgehal-
ten und gepflegt. 

Ein wichtiger Arbeitsvorgang im Vertragsmana-
gement ist die regelmäßige Auflistung von zeit-
nah kündbaren Fernwärmeverträgen. Nach der 
Prüfung des Einheitspreises in €/MWh und dem 
Vergleich mit dem regionalen Benchmark-
Ergebnis „Durchschnittpreis der Heizmedien“ 
erfolgen entsprechend dem Ergebnis ggf. weite-
re Maßnahmen. Kostenintensive, sich automa-
tisch verlängernde Verträge gehören somit der 
Vergangenheit an. 

Die ZBÜ prüft vor einer evtl. Kündigung die     
alternativen Versorgungsarten. Stellt sich in der 
anschließenden Wirtschaftlichkeitsberechnung 

eine alternative Versorgungsvariante als wirt-
schaftlich heraus, so wird dieser vorab errech-
nete Mischpreis bzw. ein darunter liegender 
Preis als Verhandlungsziel für die gekündigte 
Versorgungsvariante gewählt. Sollten diese 
Verhandlungen ohne Erfolg bleiben, so steht die 
alternative wirtschaftliche Versorgungsvariante 
zur Ausführung. 

Ein Beispiel: Allein die konsequente Anwen-
dung dieses Moduls in Verbindung mit ständigen 
Nachverhandlungen durch die ZBÜ, brachte 
bzw. bringt dem Freistaat in den jeweiligen 
Laufzeiten der Energielieferverträge Einsparun-
gen von ca. 4,6 Mio. €.  

Ein weiterer wichtiger Part des Vertragsmoduls 
ist die Vorbereitung von Ausschreibungsunter-
lagen für Rahmen- bzw. Pool-Energielieferver-
träge. Im Modul werden somit alle notwendigen 
Angaben aktuell vorgehalten, um die gesamte 
Liefermenge öffentlich ausschreiben zu können. 
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Maßnahmen zur Energieeinsparung 10 
Ein wichtiges Ziel muss es sein, durch ver-
schiedene technische und organisatorische 
Maßnahmen den Energieverbrauch und damit 
auch die Bewirtschaftungskosten der Gebäude, 
die vom Freistaat genutzt werden, dauerhaft zu 
senken.  

Betriebs- und Energieoptimierungsmaßnahmen 
haben  das  Ziel,  den   Energieeinsatz   in   den 

Liegenschaften auf den für die Aufgabenerfül-
lung der Dienststellen notwendigen Bedarf zu 
reduzieren.  

Weniger Energieverbrauch bedeutet neben der 
Reduzierung der Bewirtschaftungskosten auch 
die Schonung der Umwelt und weniger CO2- 
Ausstoß, was wiederum ein erklärtes Ziel der 
Landesregierung ist. 

Liegenschaftsbegehungen

Regelmäßige Liegenschaftsbegehungen finden 
im Rahmen der Bewirtschaftung und auch mit 
der ZBÜ statt. Hierbei wird insbesondere auf die 
technische Betriebsführung und den sparsamen 
Einsatz von Wasser, Strom und Wärmeenergie 
geachtet. 

Die Arbeitsgrundlage der ZBÜ für die Auswahl 
bilden dabei die Analysen der Energiebeschei-
de aus dem von der ZBÜ verwendeten „Ener-
gie- u. Medieninformationssystem“ (EMIS) und 
weitere umfangreiche Analysen und Bench-
marks. Ein weiteres wichtiges Kriterium bei der 
Vorauswahl der zu optimierenden und näher zu 
untersuchenden Liegenschaften ist neben der 
Größe der Liegenschaften, dem Technisie-
rungsgrad auch die personelle Situation vor Ort.  

Das THÜLIMA hat bei Begehungen der Liegen-
schaften im Zuge der Gebäudebewirtschaftung 

und insbesondere im Rahmen der Betriebs-
überwachung (ZBÜ) positive aber auch viele 
negative Zustände im Umgang mit Energie 
festgestellt. Hier steckt also ein erhebliches und 
unbedingt zu nutzendes Einsparpotential. 

Energetische Auffälligkeiten werden mit Emp-
fehlungen und sinnvollen Gegenmaßnahmen/ 
Untersuchungen hinterlegt. In vielen Fällen erfol-
gen im Nachgang weitere Begehungen oder bei 
Bedarf auch Beratungen zu Fragen der Energie-
optimierung von Heizungs- und Klimaanlagen. 

Allein durch Hinweise organisatorischer Art   
lassen sich diese Zustände nicht abstellen. 
Schulungsmaßnahmen und Einweisungen der 
Betreiber, die erweiterte Zusammenarbeit zwi-
schen Nutzer, Bauverwaltung und THÜLIMA 
sowie der ZBÜ haben sich als sehr erfolgreich 
erwiesen. 
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Permanente Betriebsüberwachung und zeitnahes Energiecontrolling 

Grundvoraussetzung für die Einleitung von    
Optimierungsmaßnahmen ist das Controlling 
(Überwachen, Auswerten und Analysieren), das 
heißt die Daten (Anlagenzustände, Betriebswer-
te und Verbrauchswerte) aus den Automations-
stationen sollten zeitnah am Standort Erfurt zur 
Analyse zur Verfügung stehen, damit bei Bedarf 
und ggf. vom Büro-PC entsprechende Gegen-
maßnahmen eingeleitet werden können. 

Das Controlling und die Betriebsoptimierung 
sind kontinuierliche Aufgaben. Wenn die Über-
wachung nicht regelmäßig fortgeführt wird, stellt 

sich binnen weniger Monate der alte Verbrauch 
wieder ein. Die Mitarbeiter der ZBÜ nutzen bei 
ihrer Arbeit modernste Software, Datenlogger, 
Messtechnik und zeitgemäße Kommunikati-
onswege. Ein Beispiel hierfür ist auch die 
„Fernoptimierung“ der Liegenschaften und 
„Fernbetreuung“ der Nutzer und die Überwa-
chung der technischen Anlagen mittels Gebäu-
deautomation. Dieses Handlungsfeld wird in 
Zukunft noch ausgeweitet. Unser Dank gilt an 
dieser Stelle allen, die uns bei der Erfüllung   
unserer Aufgaben und Ziele unterstützen. 
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Einige wesentliche Vorteile: 
 

 Reduzierung des Energieverbrauchs auch in 
kleineren Liegenschaften 

 Nach Auswertungen und Feststellung von 
Verbrauchsdaten oder Fehlern in der Betriebs-
weise können sofort Gegenmaßnahmen ein-
geleitet werden. 

 Erhöhung der Verfügbarkeit der Anlagen, Re-
duzierung der Instandhaltungskosten 

 Weitere Verbesserung der Dienstleistung und 
Service des THÜLIMA gegenüber den Nut-
zern vor Ort (fachkompetente Betreuung). Er-
fahrungen bestätigen, dass die Nutzer und 
Bediener vor Ort gern von der fachlichen 
Fernunterstützung durch THÜLIMA Gebrauch 
machen und diese als sehr hilfreich ansehen. 

 Rationalisierung des Personaleinsatzes, Rei-
sekosten- und Zeiteinsparung 

 

 

Optimierungsmaßnahmen und damit verbunde-
ne Einsparungen unterliegen der Gefahr der 
Kurzzeitigkeit, wenn bei Wartungsarbeiten, 
nach Fehlbedienungen durch den Nutzer oder 
die Wartungsfirma oder auch nach Störungen, 
die optimierten Einstellungen wieder rückgängig 
gemacht werden. Passieren kann dies im ein-
fachsten Fall, wenn ein batteriegepufferter alter 
Heizungsregler sich unbemerkt nach einem 
Stromausfall auf seine alten Standardeinstel-
lungen (z.B. Familienprogramm) zurücksetzt 
oder wenn eine Anlage auf Handbetrieb gestellt 
wurde. 

Deshalb ist es erforderlich, die Einstellungen 
der Gebäudeautomation regelmäßig zu prüfen 
und insbesondere die optimierten Liegenschaf-
ten stets im Blick zu behalten. Aber auch nach 
Nutzungsänderungen oder baulichen Änderun-
gen an der Technik muss die ordnungsgemäße 
Funktion auf den neuen Zustand hin überprüft 
und ggf. angepasst werden. Erhält ein Gebäude 
eine Wärmedämmung sollte im Anschluss die 
Einstellung der Heizungsanlage (u.a. die Heiz-
kurve und Absenkzeiten) daraufhin angepasst 
werden. Dies erfolgt durch regelmäßige Bege-
hungen und Inspektionen durch das THÜLIMA. 

Durchgeführte Optimierungsmaßnahmen und Ergebnisse 

Die ZBÜ hat ihre Aktivitäten in der Vergangen-
heit auf das Gebiet der aktiven Energieoptimie-
rung mittels vorhandener Gebäudeautomation 
ausgeweitet. Dabei konnten enorme Erfolge er-
zielt werden. Neben den Einsparungen in MWh 
und Euro erkennen die Nutzer vor Ort sowie die 
Liegenschaftsverwalter die Vorteile der Gebäu-
deautomation und Unterstützung durch Fern-
optimierung. 

Stellvertretend für viele bereits durchgeführte 
und noch laufende Energieoptimierungsmaß-
nahmen werden hier für drei typische Gebäu-
dearten der Ablauf von der Auswahl der Liegen-
schaft, die durchgeführten Maßnahmen und die 
Ergebnisse näher vorgestellt. 
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Typ 1: Verwaltungsgebäude 

Der Leiter des Thüringer Liegenschaftsmana-
gements hatte 2008 festgelegt, dass die ZBÜ 
das Behördenzentrum Erfurt, Ludwig-Erhard-
Ring 1-8, näher auf Energieeinsparpotentiale 
untersuchen und anschließend die Optimierung 
selbst durchführen soll. 

Energetisch auffällig waren die Verwaltungsge-
bäude am Standort des Finanzministeriums in 
Erfurt keineswegs. Das ausschlaggebende Ar-
gument für die Auswahl war, dass man, bevor 
man in anderen Liegenschaften Einsparmaß-
nahmen vorschlägt bzw. umsetzt, diese doch 
erst einmal im eigenen Hause durchführt - auf 
der einen Seite eine Art Vorbildfunktion und auf 
der anderen Seite wohl auch ein Selbstversuch. 

Außerdem sollte überprüft werden, ob die in der 
Fachliteratur genannten Einsparpotentiale von 
10 bis 35 %, die sich insbesondere auf Optimie-
rung mittels Gebäudeautomation beziehen, über-
haupt realistisch sind.  

Da bot sich an diesem Standort das Gebäude 
Ludwig-Erhard-Ring 8 (Haus 3) an. Hier ist das 
Thüringer Liegenschaftsmanagement neben 
anderen Dienststellen selbst als Nutzer unter-
gebracht.  

Die Optimierungsmaßnahmen sollten dabei un-
bemerkt, also ohne Einfluss auf die Gebäude-
nutzung und Komfort durchgeführt werden. Et-
waige Einsparungen sollten auf keinen Fall    
unzufriedene Gebäudenutzer zur Folge haben. 

Die erste Prognose zur Einsparung lag aus 
Sicht der ZBÜ bei maximal 5 bis 10 Prozent 
Heizenergieeinsparung. 10 Prozent deshalb, 
weil die Räume im Gebäude im Winter kei-
nesfalls überheizt waren. Hierzu wurden in    
der Vergangenheit bereits Langzeitmessungen 
durchgeführt, die dies bestätigten. 

Der im Gebäude vorhandene Heizungsregler 
bietet wichtige Energieoptimierungsfunktionen 
und Informationen zur Regelung an. Alle wichtigen 
Parameter für die Regelung und Optimierung 
der Heizkurveneinstellung sowie Nutzungszeiten 
konnten ausgelesen und entsprechend ange-
passt werden.  

Die Heizzeiten für die Wochenenden waren aller-
dings schon optimiert (Wochenendabsenkung). 
Diesen Zustand findet man bei Begehungen in 
Liegenschaften eher selten vor. 

Durchgeführte Änderungen am Regler: 

 Optimierung der Einstellungen der Heizkurven 

 Die Betriebszeiten der Heizung wurden an die 
Zeiten der Gebäudenutzung angepasst. 

 Die Nachtabsenkung wurde erhöht 

 Die Feiertagsfunktion wurde aktiviert, an allen 
Feiertagen, wird nun wie an Sonntagen, also 
nur im abgesenkten Betrieb geheizt. 
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Im Diagramm sind die Ergebnisse dargestellt. 
Das Diagramm zeigt den witterungsbereinigten 
Wärmeverbrauch zwei Jahre vor und zwei Jah-
re nach der Optimierung. 

Das Jahr 2009 war übrigens das kälteste Jahr 
im Betrachtungszeitraum.  

Die prozentuale Einsparung im Vergleich zum 
Jahr 2007 beträgt ca. 17 Prozent und liegt also 
deutlich über der Einsparprognose von ca. 
10 Prozent. 

Im Vergleich zum Jahr 2007 konnten im Jahr 
2008 und 2009 Einsparungen von ca. 60 
MWh/Jahr = 5.400 Euro/Jahr erzielt werden. 
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Gleichzeitig entspricht dies einer CO2-Reduzie-
rung von 13 Tonnen pro Jahr. 

Wenn das Ergebnis konstant gehalten wird - 
davon kann man nun ausgehen - ist auf 10 Jahre 
gerechnet (gleiche Preise angenommen) eine 
Kosteneinsparung von 54.000 Euro zu ver-
zeichnen. 

Durch weitere Feinoptimierung, hydraulischen 
Abgleich der Heizungsanlage, Austausch der 
Heizungspumpen gegen Hocheffizienzpumpen 
oder Aufschaltung des Reglers auf die vorhan-
dene Gebäudeleittechnik sind noch weitere     
Energie- und CO2-Einsparungen möglich. 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Typ 2: Gerichtsgebäude  

Die Zentrale Betriebsüberwachung hat im 
Rahmen der Überwachung der Betriebsführung 
nach K19 Pkt. 4.1 bei einer ihrer regelmäßigen 
Begehungen und insbesondere aufgrund der 
Hinweise durch den Nutzer festgestellt, dass 
bezüglich des Betriebes und der Funktion der 
Lüftungsanlage dringender Handlungsbedarf 
besteht. Gemeinsam mit dem Nutzer vor Ort, 
der einen optimalen Anlagenbetrieb wünscht, 
und in Abstimmung mit der Bauverwaltung hat 
die ZBÜ ein Konzept zur Änderung der Be-
triebsweise der Lüftungsanlage erstellt. 

2009 wurden im ersten Schritt die Betriebszei-
ten der Lüftungsanlage optimiert.  

Im zweiten Schritt folgten 2010 einige strate-
gische Änderungen der Regelung. Der Zuluft-
volumenstrom und insbesondere der Außen-
luftanteil wurden mittels CO2-Fühler an den    
Bedarf angepasst. Ein neues Bedientableau im 
Saal lässt es jetzt u.a. zu, die Lüftung nach der 
Verhandlung abzuschalten oder außerhalb der 

 

eingestellten Zeiten über die Funktion Nutzzeit-
verlängerung wieder in Betrieb zu setzen. 

Im oben dargestellten Diagramm ist der Elek-
troenergieverbrauch des Gebäudes vor und 
nach der Umprogrammierung der Regelung 
dargestellt. Eine Feinoptimierung wird noch fol-
gen, da dies aufgrund der laufenden Gerichts-
verhandlungen noch nicht möglich war. 

 

Die Tabelle zeigt die zusätzlichen Einsparungen 
an elektrischer Energie im ersten Halbjahr 2010 
zu 2009. Die durchschnittliche Einsparung liegt 
bei 18 Prozent. 
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Ergebnis: Die Energieeinsparung im Jahr 2010 
gegenüber dem Ausgangszustand im Jahr 2008 
beträgt ca. 43.441 kWh.  

Beim jetzigen Optimierungszustand ergibt sich 
eine Einsparung gegenüber dem Ausgangszu-
stand von ca. 7.385 Euro und 42,6 Tonnen 
CO2 pro Jahr.  

Die Maßnahmen konnten nur umgesetzt wer-
den, da der Nutzer vor Ort sehr an einer Ver-
besserung der Betriebsweise interessiert war. 

Betrachtet man die Einstufung des Gebäudes 
im Energieausweis vor der Optimierung, so war 
dieses Gebäude eher unauffällig und lag im 
grünen Bereich. Diese Tatsache ist kein Ein-
zelfall sondern ein typisches Beispiel, welches 
Optimierungspotenzial in den Liegenschaften 
steckt.  

Man erkennt auch deutlich, wie hoch der Anteil 
einer Lüftungsanlage am Gesamtverbrauch ei-
nes Gebäudes ist und welche gravierenden 
Auswirkungen die Betriebszeiten solcher Anla-
gen auf den Gesamtstromverbrauch haben.  

Im Wärmeverbrauch sind ebenfalls Einsparun-
gen zu verzeichnen, da bei einer Laufzeitredu-
zierung der Lüftungsanlage auch gleichzeitig 
der Wärmeverbrauch gesenkt wird, da im Win-
ter weniger kalte Außenluft erwärmt werden 
muss. 

Auf Grund der Einsparungen ergeben sich für 
das Gerichtsgebäude neue Energieverbrauchs-
kennwerte die wir hier symbolisch in den aktuell 
ausgehangenen Gebäude-Energieausweis dar-
stellen: 

Derzeit werden in diesem Gebäude durch das 
TLBV Maßnahmen zur energetischen Sanie-
rung  durchgeführt, die  in  Zukunft  zu  weiteren 

Reduzierungen im Strom- und Wärmeverbrauch 
führen werden. Direkt damit verbunden ist wie-
derum eine Minderung der CO2-Emission. 
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Typ 3: Kantinengebäude  

Das Kantinengebäude im Behördenzentrum 
Ludwig-Erhard-Ring ist hochtechnisiert. Das 
Gebäude wurde mit einer sehr umfangreichen 
Gebäudeautomation ausgerüstet. Der Energie-
verbrauch war jedoch nach Ansicht des  
THÜLIMA deutlich zu hoch. 

Die ZBÜ hat auch hier in engster Zusammen-
arbeit mit der Gebäudebewirtschafterin, den  
zuständigen Hausmeistern vor Ort und nicht 
vergessen mit den Nutzern/Küchenpersonal   
eine erste Optimierung der Heizungs- und Lüf-
tungsanlagen durchgeführt. 

Im April 2008 erfolgte durch die ZBÜ eine Be-
standsaufnahme des Zustandes der techni-
schen Anlagen. Dabei wurde festgestellt, dass 
seit Übergabe der Anlagen nicht alles so funkti-
onierte, wie es mal geplant war. 

Es wurde festgestellt, dass die Lüftungsanlagen 
im Kochbereich aufgrund ihrer Programmierung 
im Dauerbetrieb liefen. Außerdem herrschten im 
Kochbereich  Zugerscheinungen,  Kaltlufteinfall 

und teilweise auch Temperaturen, die die Arbeit 
des Küchenpersonals einschränkten. Im Winter 
fielen die Lüftungsanlagen bei Außentempera-
turen unter dem Gefrierpunkt permanent aus, 
so dass die Hausmeister ständig im Störungs-
einsatz waren. Aufwendige und zeitintensive 
Analysen waren erforderlich, um als erstes 
Maßnahmen einzuleiten, die die Störanfälligkeit, 
insbesondere Störungen in der Gebäudeauto-
mation, reduzierten und den eigentlichen Be-
trieb der Anlagen verbesserten. 

Erst danach folgten die eigentlichen Optimie-
rungsmaßnahmen. Auch hier wurden wie in an-
deren Gebäuden in erster Linie die Heizkurven 
der Heizkreise des Gebäudes angepasst, Reg-
lungsparameter optimiert und die Nachtabsenk-
funktion aktiviert. 

Die Laufzeiten und Sollwerte der Lüftungsanla-
gen speziell für den Kochbereich orientieren 
sich jetzt am Bedarf. Bedarf heißt: Nur wenn 
gekocht wird, laufen die Anlagen. 
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Ergebnisse im Wärmeverbrauch: 

In diesem Diagramm ist die Entwicklung des 
Wärmeverbrauchs von 2007 bis 2010 darge-
stellt. Mitte 2008 wurden in der Kantine die ers-
ten Änderungen der Betriebsweise vorgenom-
men.  

Im Vergleich zum Jahr 2007 konnten im Jahr 
2010 170 MWh Wärmeenergie (witterungs-
bereinigt) eingespart werden. Damit ver-    
bunden ist eine Kostenreduzierung von 
15.300 Euro/Jahr.  

Die prozentuale jährliche Einsparung an Wär-
meenergie (witterungsbereinigt) beträgt ca. 
45 Prozent. 

Auch hier erfolgte eine symbolische Darstellung 
der neuen Energieverbrauchskennwerte ent-
sprechend des aktuell ausgestellten Energie-
ausweises: 
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Ergebnis Stromverbrauch: 

Der Stromverbrauch im Kantinengebäude kann 
getrennt nach Technik, Kochbereich, Cafeteria 
und Speisesaal gemessen und ausgewertet 
werden. Der Zähler für den Technikbereich er-
fasste den Stromverbrauch der Lüftungsanla-
gen und Pumpen der Heizungsanlagen.  

Im Sommer 2008 wurden die ersten Änderungen 
(Sollwerte und Nutzungszeiten), die Auswirkun-
gen auf den Stromverbrauch der Lüftungsanla-
gen haben, vorgenommen. Das Ergebnis ist im 
Jahr 2010 zu sehen. 

Im Vergleich zum Jahr 2007 wurden im Tech-
nikbereich 32.771 kWh pro Jahr an Elektro-
energie eingespart. 

Bei einem Strompreis von 0,15 Euro/kWh ent-
spricht das einer Einsparung von 4.916 Euro/ 
Jahr. 

Man kann davon ausgehen, wenn es zu keinen 
Störungen im Betrieb kommt und der optimierte 
Zustand gehalten wird, dass der zukünftige 
Stromverbrauch im Technikbereich weniger als 
100.000 kWh pro Jahr betragen wird.  

Der Wärmeverbrauch wird in den nächsten Jah-
ren, wenn die Feinoptimierung abgeschlossen 
ist, nur noch 200 bis 220 MWh betragen. 

Im Gebäude werden somit nach der Opti-
mierung 15.300 Euro für Wärmeenergie und 
4.916 Euro für Elektroenergie eingespart - 
20.216 Euro bzw. 68,65 Tonnen CO2 pro Jahr.  

Nur aufgrund der vorhandenen Stromzähler war 
es möglich, die Einsparungen im Stromver-
brauch der Lüftungsanlagen nachzuweisen. 
Prinzipiell soll an dieser Stelle nochmals darauf 
hingewiesen werden, dass Zähleinrichtungen 
die Grundlage für die Betriebs- und Ver-
brauchsüberwachung, für Optimiervorgänge 
und deren Erfolgskontrolle bilden. 

Die zuvor genannten Optimierungsbeispiele zei-
gen nur einen Ausschnitt der durchgeführten 
und in Umsetzung befindlichen Energieeinspar-
maßnahmen.  

An dieser Stelle allen Beteiligten vielen Dank für 
die gute Zusammenarbeit. 
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Einzelbetrachtung ziviler Bundesimmobilien 11 
Die 82 Immobilien des zivilen Bundes erfahren 
in diesem Abschnitt eine separate Auswertung 
und Darstellung. 

Die in den vorhergehenden Abschnitten aufge-
führten Empfehlungen und Feststellungen können 
jedoch prinzipiell auf diesen Immobilienbestand 
uneingeschränkt übertragen werden. 

Die Art der Bereitstellung der Energiedaten aus 
dem Bereich des Bundes, stellt weiterhin eine 
zu lösende Aufgabe dar. Die bereits im IT-
Bewirtschaftungssystem der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben vorliegenden Daten können 
bundesweit nicht in einem Datenaustauschformat 

zur Verfügung gestellt werden. Somit entsteht 
sowohl für die Immobilienbewirtschafter des 
Bundes als auch für die ZBÜ eine vermeidbare 
Mehrarbeit. Die bereits angekündigte Export-
Schnittstelle würde die künftige Datenbereit-
stellung, für die in fast allen Bundesländern mit 
EMIS arbeitenden Betriebsüberwachungen, weit-
aus effizienter gestalten. 

Parallel zu den Bewirtschaftern der Landes-
immobilien erhalten die Bewirtschafter der Bun-
desimmobilien jedes Jahr im Oktober einen     
Energiebescheid für jede einzelne Immobilie. 

11.1 Eigentumsverhältnisse 

Die Eigentumsverhältnisse der genutzten Im-
mobilien haben sich erwartungsgemäß für den 
zivilen Bund in Thüringen nur gering geändert. 

Der flächenbezogene Eigentumsanteil hat sich 
um ein Prozent, von 78 % im Jahre 2004 auf 
77 % im Jahre 2008 gemindert. 
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11.2 Energie- und Kostenverteilung 

Die Kostenverteilung im Immobilien-Pool hat 
sich im Bereich der Elektroenergieversorgung 
gegenüber 2004 auffällig verändert. Die Ursa-
che liegt hierbei in der Zuordnung. Bisher wur-
den die Tunnel der Bundesautobahnen als 
Bundesabnahmestelle eingestuft. Da diese je-
doch durch die Thüringer Straßenbauverwal-
tung bewirtschaftet werden, erfolgt nun eine 
korrekte Zuordnung zum Land. 

Auch die Heizenergieträger-Verteilung gibt    
gegenüber 2004 ein neues Bild. Der Anteil von 
erdgaserzeugter Wärme hat sich um 13 %    
verringert, der von Heizöl hat sich mehr als   
halbiert. 

Der Fernwärme-Anteil hat sich in der Folge auf 
46 % erhöht. 
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Auch in der 5 Jahres-Entwicklung ist diese Ten-
denz deutlich zu erkennen. Der Erdgasanteil 
verringert sich sukzessive, der Fernwärmeanteil 
nimmt kontinuierlich zu. 

Unter Berücksichtigung der jeweiligen Medien-
Durchschnittspreise handelt es sich bzgl. der 
Kosten um eine negative Entwicklung. Mit einem 
durchschnittlichen Einheitspreis von 106 €/MWh 
ist Fernwärme beispielsweise 25 €/MWh teurer 

als Erdgas und 34 €/MWh teuerer als Heizöl 
EL, und damit bis zu 47 % kostenintensiver als 
alternative Medien. 

Die erhöhte Fernwärmenutzung trägt zudem im 
Vergleich zum Erdgas nicht zur verminderten 
Schadstoffemission bei, da die Fernwärme-
produktion in Thüringen zu 95 % auf Erdgas 
basiert. 
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Die historische Kosten-Entwicklung bestätigt 
diese Tendenz. Trotz der Bedarfsminderung im 
Betrachtungszeitraum von ca. 3.260 MWh, also 
um 23 %, verteuerte sich der Wärmeeinkauf um 
ca. 40 %. Verursacht wurde dies hauptsächlich 
durch den Energieträger Fernwärme, der durch-
schnittlich den höchsten Einheitspreis besitzt. 
Der Einheitsmischpreis über alle Heizenergie-
träger stieg in diesem Zeitraum von 50 €/MWh 

 

auf 92 €/MWh. Die Fernwärme alleine von 
64 €/MWh auf 106 €/MWh im Jahr 2008. 

Die Gesamtkosten für Energie beliefen sich 
2004 auf 1,56 Mio. €. Im Jahre 2008 wurden für 
die Immobilien 2,00 Mio. € ausgegeben. Die 
Energiekosten haben sich somit in diesem Zeit-
raum um 28 % erhöht. 
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11.3 Emissionen 

Äquivalent zur geänderten Heizenergievertei-
lung 2008 mit dem Bezug auf 2004, verschieben 

sich auch die Heizmedium-gebundenen Schad-
stoffemissionen. 

Schwefeldioxidemission 

Fernwärme hat hierbei mit über 20 % Zuwachs 
die umfangreichste Änderung herbeigeführt. 

Die gesamte Emission wurde um 21 kg gemin-
dert. 

 

Stickoxidemission 

Die NOx-Emission konnte deutlich um 576 kg  
verringert werden.  

Die Hauptursache liegt im geminderten Erdgas-
bedarf. 
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Kohlenmonoxidemissionen 

Kohlenmonoxid konnte im gleichen Zeitraum 
um 707 kg reduziert werden.  

 

Die Hauptursache liegt wiederum beim verrin-
gerten Erdgasbedarf.  

 

Kohlenwasserstoffemissionen 

Auch die Kohlenwasserstoffe konnten im Be-
richtszeitraum um 18 % reduziert werden. Wie 
der Grafik zu entnehmen ist, liegt die Ursache 

wieder beim gemindert abgenommenen Erd-
gasvolumen. 
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Kohlendioxid 

Das klimaschädigende CO2 konnte durch die 
geminderte Wärmeabnahme um 684 t in den 
letzten Jahren reduziert werden. 
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12 Ausblicke 
Stetig steigende Energiepreise, Klimaschutz-
vorgaben und insbesondere die Umsetzung e-
nergiepolitischer Ziele, wie der „Klimastrategie 
Thüringen 2015“, rückt die Bewirtschaftung der 
Thüringer Landesliegenschaften, und damit die 
Arbeit der ZBÜ immer stärker in den Blickpunkt 
der Öffentlichkeit. 

In diesem Zusammenhang wachsen die Aufga-
ben und Anforderungen zur fachlich qualifizier-
ten Überwachung von Energieeffizienz und 
Wirtschaftlichkeit des Liegenschaftsbestandes. 
Kontinuierliche Fortbildungen, Mitarbeit in län-
derübergreifenden Arbeitsgruppen und der Ein-
satz moderner Datenverarbeitungs- und Mess-
technik sowie die Beobachtung des volatilen 
Energiemarktes bilden die Grundlage zur Um-
setzung dieser Aufgaben.  

Grundvoraussetzung für die detaillierte ge-
bäudebezogene energetische Bewertung von     
Liegenschaften ist die separate Erfassung, Ver-
arbeitung und Überwachung des Wärme-,       
Elektroenergie- und Wasserverbrauches im Ge-
bäudebestand. Die Bauverwaltung unternimmt 
Anstrengungen die fehlenden Zähleinrichtungen 
nachzurüsten. Gleichfalls muss eine effiziente 
Möglichkeit geschaffen werden, diese Ver-
brauchswerte in einem kürzeren Zyklus (z.B. 
Monatswerte, ¼-h-Werte) dem EMIS zuzuführen, 

 

denn nur über ein zeitlich noch dichteres Netz 
können die Vorteile des Energiecontrollings in 
vollem Umfang genutzt werden. Aus Sicht der 
ZBÜ ist es außerdem notwendig, dass auch 
kleine Maßnahmen die zur Energie- und letzt-
lich auch zur CO2-Einsparung führen, zeitnah 
und unkompliziert umgesetzt werden.  

Auch hier wird noch einmal deutlich, dass Spa-
ren zunächst Geld kostet. In vielen Fällen sind 
Energiesparmaßnahmen nur möglich, wenn  
zuvor sinnvolle Investitionen getätigt werden, 
natürlich unter Beachtung der wirtschaftlichen 
Aspekte. 

Ein weiteres wichtiges Ziel der ZBÜ ist der Aus-
bau der bereits mit Erfolg genutzten Fernwirk-
technik. Die gezielte Einflussnahme auf den 
technischen Gebäudebetrieb (wie beispielswei-
se Nutzzeiten, Heizkurven-Anpassung) in den 
Liegenschaften wird ein wichtiger Bestandteil 
der ZBÜ-Arbeit sein. Neben den technischen 
Maßnahmen rücken auch Schulungen und Be-
ratung der Anlagenbetreiber in den Vorder-
grund. 

An dieser Stelle müssen wir noch einmal darauf 
hinweisen, dass zukünftige Erfolge nur in guter 
Zusammenarbeit mit Bauverwaltung, Liegen-
schaftsnutzern, Bewirtschaftern und der ZBÜ 
erreichbar sind. 
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Ansprechpartner in der Zentralen Betriebsüberwachungsstelle: 
 
 
 
 

Arbeitsbereich: Ansprechpartner 
 
 
 
allg. Aufgaben Frau Gollasch 
Stammdatenpflege  0361 / 37 87 - 340 

  Karla.Gollasch@Thuelima.Thueringen.de 
  0361 / 37 87 - 088 
 
 
 
jährl. Energiemeldung  Frau Reichstein 
Erfassungsformblatt  0361 / 37 87 - 561 
Erdgas-Rahmenverträge  Katrin.Reichstein@Thuelima.Thueringen.de 
Datenqualitätsmanagement  0361 / 37 87 - 088 
allg. Fragen  
 
 
 
Stammdatenpflege im EMIS Herr Riekewald 
Zählerstrukturierung   0361 / 37 87 - 321 
elektr. Lastgangprofile  Bernd.Riekewald@Thuelima.Thueringen.de 
 
 
 
 
Wärmeversorgung,  Herr Lamster 
Wärmelieferung- Rahmenverträge  0361 / 37 87 - 322 
Trinkwasser/Abwasser  Holger.Lamster@Thuelima.Thueringen.de 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen  
 
 
 
Elektroenergieversorgung Herr Müller 
Elektroenergie-Rahmenverträge  0361 / 37 87 - 318  
Grundsätzliches  Steffen.Mueller@Thuelima.Thueringen.de 
Datenauswertungen/Benchmark 
 
 
 
Gebäudeautomation  Herr Krauß 
Energieoptimierung  0361 / 37 87 - 267 
Technische Beratung HKL  Jens.Krauss@Thuelima.Thueringen.de 
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